
Beschluss der KDV Neukölln vom 22.02.2019 
 
 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
 
Landesförderkonzept „Gemeinschaftsschule“ entwickeln! 
 
Die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses 
und des Berliner Senats werden dazu aufgefordert, ein Landesför-
derkonzept zu entwickeln, mit dem die Gemeinschaftsschule ge-
mäß der Zielvorgabe im rot-rot-grünen Koalitionsvertrag noch in-
nerhalb dieser Legislaturperiode erfolgreich und systematisch 
„qualiltativ und quantitativ“ ausgebaut wird.  
 
Bei der Erarbeitung des Landesförderkonzepts „Gemeinschaftsschule“ sollen folgende 
Aspekte und Schwerpunkte besonders berücksichtigt werden: 
 
1. Neugründung und Schulneubau  

 Bezirke stärker unterstützen: 
Um die im Koalitionsvertrag festgelegte Zielsetzung der bevorzugten Neugründung 
von Gemeinschaftsschulen zu erreichen, unterstützt das Land Berlin die Berliner Be-
zirke insofern, als es den Bezirken Leitpläne zur räumlichen/baulichen und pädagogi-
schen Erstkonzeption von Gemeinschaftsschulen bereitstellt. Darüber hinaus wird der 
professionelle Austausch zwischen den Bezirken zur Neugründung von Gemein-
schaftsschulen gestärkt und unterstützt.  

 
2. Förderung von Schulkooperationen und -fusionen 

 Schulen und Akteur*innen breiter informieren: 
Um die Anzahl der Gemeinschaftsschulen in Berlin auszubauen, wird die freiwillige 
Kooperation und Fusion von Grundschulen und weiterführenden Schulen stärker ge-
fördert. Dazu werden die Schulleitungen, die Kollegien, die Elternvertretungen und 
die Schüler*innenvertretungen sämtlicher Berliner Schulen und die Bezirksämter über 
die Vorteile, Vorgehensweisen und Abläufe einer Kooperation und Fusion zweier 
oder mehrerer Schulen hin zu einer Gemeinschaftsschule informiert und beraten. 

 
 Zeitliche Entlastung schaffen: 

Nach dem Entschluss von zwei oder mehreren Schulen zur Kooperation gibt es für 
den Prozess der Fusion hin zu einer Gemeinschaftsschule auf der Verwaltungs- und 
Leitungsebene der Schulen zusätzliche Zeit- und Personalressourcen. 
Auch zur Konzeption eines gemeinsamen pädagogischen Leitbildes der neuen Ge-
meinschaftsschule werden für sämtliche Lehrkräfte und pädagogische Mitarbeiter für 
die Dauer des Fusionsprozesses zusätzliche zeitliche Ressourcen und Entlastung 
geschaffen.  

 
 Professionelle Begleitung schaffen: 

Zur professionellen Betreuung von Schulen ist die Gründung einer Serviceagentur 
„Gemeinschaftsschule“ zu prüfen, die die interessierten Schulen in allen Fragen und 
Schritten der Schulkooperationen und -fusionen berät und bei Bedarf eine externe 
Prozessbegleitung anbietet. Die Serviceagentur „Gemeinschaftsschule“ steht auch 
den Bezirken bei der Neugründung und dem Erstaufbau von Gemeinschaftsschulen 
beratend zur Seite.  
 

 weitere Anreize zur Schulkooperation und -fusion schaffen: 
Es gibt an vielen Schulen eine große Bereitschaft zur Entwicklung hin zu einer Ge-
meinschaftsschule, doch u.a. die alltäglich hohe Belastung der Lehrkräfte und des 

 



Leitungspersonen bremst weitere Initiativschritte oft aus. Um diese Schulen zu unter-
stützen, werden mit dem Förderkonzept weitere finanzielle, personelle und sachliche 
Förderanreize für Gemeinschaftsschulen, die durch Kooperation und Fusion entste-
hen wollen, entwickelt. 
Diese Förderanreize könnten sich auch am Modell des erfolgreichen „Brennpunkt-
schulprogramms“ orientieren.  

 
 bisher eingereichte Schul-Bewerbungen prüfen und stärker unterstützen: 

Zur Pilotphase der Gemeinschaftsschule 2008/2009 bewarben sich 64 Schulen, von 
denen aber nur 15 als Gemeinschaftsschulen starten konnten. Diejenigen Schulen, 
die sich beworben haben, aber bisher noch keine Gemeinschaftsschule geworden 
sind, sollen stärker beraten und unterstützt werden, damit die ausstehende Bewer-
bung zeitnah angenommen und die Schulentwicklung hin zur Gemeinschaftsschule 
erfolgreich umgesetzt werden kann. 
 

 Integration von Gymnasien:  
Auch Gymnasien sind für Schulkooperationen und -fusionen hin zu einer Gemein-
schaftsschule geeignete Schulen, die bei der Konzeption eines Landesförderkon-
zepts „Gemeinschaftsschule“ stärker konzeptionell berücksichtigt, informiert und ein-
gebunden werden.  

 
3. Ausbau von Oberstufen  

 Oberstufen an Gemeinschaftsschulen ausbauen: 
Der quantitative und qualitative Ausbau der Gemeinschaftsschule bezieht sich eben-
falls auf den Ausbau der gymnasialen Oberstufe (11-13. Klassenstufe). Gemein-
schaftsschulen ohne Oberstufe werden darin unterstützt, eine gymnasiale Oberstufe 
eigenständig oder durch Kooperationen und Fusionen aufzubauen. Diese Zielsetzung 
ist durch konkrete Förder- und Maßnahmenschritte zu formalisieren, mit denen Ber-
liner Gemeinschaftsschulen ihre gymnasialen Oberstufen ausbauen können.  
 

4. qualitativer Ausbau an Gemeinschaftsschulen 
 pädagogisches Leitbild unterstützen und fördern: 

Um dem reformpädagogischen Leitbild der Gemeinschaftsschulen in der Praxis ge-
recht werden zu können, braucht es die entsprechenden räumlichen, personellen und 
sachlichen Mittel und Voraussetzungen. So braucht es beispielsweise neben beson-
deren Lernmitteln zur Binnendifferenzierung und individuellen Förderung, mehr Per-
sonal- und Zeitressourcen für Schulungen und Fortbildungen im Bereich der Reform-
pädagogik sowie eine entsprechende personelle Ausstattung an pädagogischen Mit-
arbeiter*innen.  
Auch die baulichen und räumlichen Anforderungen orientieren sich am reformpäda-
gogischen Leitbild der Gemeinschaftsschulen und sind u.a. im Hinblick auf die Zügig-
keit der Schule, die Größe der Klassen und bezogen auf die Schaffung von geeigne-
ten Klassen- und Differenzierungsräumen in einem besonderen Maße mitzudenken.  
Diese für die pädagogische Arbeit der Gemeinschaftsschule zentralen Kernaspekt 
werden durch das Landesförderkonzept stärker gefördert. Die Bezirke werden im 
baulichen und räumlichen Ausbau der Gemeinschaftsschulen stärker vom Land Ber-
lin unterstützt. 

 
 Gemeinschaftsschulen in der Inklusion entlasten: 

Die Gemeinschaftsschule ist als „eine Schule für alle“ von Grund auf dem inklusiven 
Lernen verpflichtet. Allerdings ist im Vergleich zwischen den Berliner Schulformen 
eine besonders hohe Inanspruchnahme der Gemeinschaftsschulen durch Schüler*in-
nen mit sonderpädagogischem Förderbedarf erkennbar, die die der Integrierten Se-
kundarstufen (ISS) und der Gymnasien weit übersteigt. Solange die personelle Über-
belastung der Gemeinschaftsschulen durch eine erheblich höhere Anzahl von Schü-



ler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf anhält, sind Gemeinschaftsschulen 
stärker durch zusätzliche Personalmittel zu entlasten. 
Gleichzeit werden im Landesförderkonzept konkrete Maßnahmen und Schritte festge-
legt, um die Anzahl der Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
sämtlichen Schulformen auf einen vergleichbaren Stand zu bringen.  

 
Begründung: 
 
Die Gemeinschaftsschule ist mit dem Schuljahr 2008/2009 als sozialdemokratisches Modell-
projekt in Berlin gestartet. Nach zehnjähriger Pilotphase wurde sie nun zu diesem Jahr als 
schulstufenübergreifende Schulart im Berliner Schulgesetz verankert. Aktuell gibt es in Berlin 
26 Gemeinschaftsschulen (bei im Vergleich 98 Integrierte Sekundarschulen und 92 Gymna-
sien).  
 
Die Gemeinschaftsschule ist die einzige Schulform, der es wissenschaftlich nachweisbar ge-
lingt, den Bildungserfolg von der sozialen Herkunft zu entkoppeln - das belegen u.a. die Er-
gebnisse der Hamburger Begleitstudie. Für uns als Sozialdemokrat*innen erweist sich damit 
die Gemeinschaftsschule als diejenige Schulform, die unser sozialdemokratisches Bildungs-
ideal und -streben, nämlich nach Chancengleichheit und Aufstieg durch Bildung für alle, am 
besten ausfüllt. Wir wollen daher die Gemeinschaftsschule in Berlin deutlich und erfolgreich 
ausbauen.  
 
Mit dem Koalitionsvertrag verpflichtete sich die rot-rot-grüne Regierung unter SPD-Führung 
zum „qualitativen und quantitativen“ Ausbau der Gemeinschaftsschule. Dazu soll, ebenfalls 
laut Koalitionsvereinbarung, ein Landesförderkonzept entwickelt werden. Ein Konzeptentwurf 
oder gar eine vollständige Endfassung liegen bisher noch nicht vor.  
Wir wollen daher nun das vereinbarte Landesförderprogramm entwickeln, fertigstellen und 
dabei die nach unserer sozialdemokratischen Überzeugung sinnvollen und richtigen Schwer-
punkte für mehr Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit für Berlins Schüler*innen 
setzen.  
 
Wir stehen als Sozialdemokratie damit auch weiterhin fest zur Gemeinschaftsschule als „eine 
Schule für alle“! 
 


